
Sanktionen treffen auch Deutschland 

 

Zahlreiche Politiker in Deutschland empören sich massiv über die von der Trump-Administration 

verhängten Sanktionen gegen alle Firmen, welche am Nord Stream 2 Pipeline-Projekt beteiligt sind. 

Diese Strafmaßnahmen sollen alle direkt oder indirekt beteiligten Firmen, Institute und sogar 

einzelne Regierungsbeamte und die Verwaltung treffen. 

Niels Annen (Staatssekretär, SPD), bezeichnet diese Maßnahmen als „schwerwiegenden Eingriff in 

die deutsche und europäische Souveränität in der Energiepolitik“. Andere Politiker von der CDU und 

den Grünen finden es unerträglich, dass „der Gesetzgeber in Washington als Regulator für 

Europäische Fragen auftreten wolle“. Andere bezeichnen die Maßnahmen als „absurd“. 

Es ist erstaunlich, dass diese Politiker, gerade auch nach den oben zitierten Stellungnahmen, keine 

konkreten Maßnahmen gegen die amerikanische Politik organisieren und entsprechende Schritte 

einleiten, um die Strafmaßnahmen zu stoppen. Es scheint so, als würde fehlender Mut in einen 

Tarnmantel der Lippenbekenntnisse gehüllt, ohne weitere Folgen für die Amerikaner.   Der Ärger 

über das geschehene wird relativiert; geräuschlos wird auf deutscher Seite von „Verhandlungen“ und 

„Überzeugungsarbeit“ gesprochen. Diese Schlagwörter stehen allerdings seitens der Amerikaner 

nicht auf der Tagesordnung. 

Bemerkenswert ist hier, dass die gleichen Politiker, welche sich nun bitterböse über die drohenden 

Strafsanktionen beschweren (und diese auch von der Bundesregierung als „völkerrechtswidrig“ 

betrachtet werden),  vor einigen Wochen die härtesten Sanktionen gegen den Staat Syrien verhängt 

haben. Dabei geht es nicht einmal um die Vertretung deutscher Interessen, sondern lediglich um eine 

Solidaritätsbekundung mit der NATO, und in erste Linie ist es aber ein Anbiedern and die USA. Ob 

dies nun völkerrechtswidrig ist oder nicht wird nicht erörtert und nicht gewertet. Dieser Punkt spielt 

nicht die Rolle, die ihm beikommen sollte. Denn die Entscheider tauchen den Kopf in den Sand, wenn 

es darum geht, die gravierenden Konsequenzen und das daraus entstehende Elend für das syrische 

Volk abzusehen. Diese Sanktionen wurden trotz der Corona-Krise nicht nur verlängert, sondern sogar 

noch verschärft. 

Jetzt spürt die deutsche Politiklandschaft selbst, welche Auswirkungen Sanktionen haben werden 

und wie bitter das Gefühl ist, „ungerecht“ aus Sicht des Strafempfängers behandelt zu werden.  

Es ist zu erwarten, dass die Trump-Administration jede deutsche Firma, alle Personen in 

Schlüsselpositionen aus Privatwirtschaft und Politik, welche mit dem Nord Stream 2 - Projekt 

assoziiert sind, zur Rechenschaft ziehen wird.  

Die Frage muss erlaubt sein: Mit welcher Logik will Deutschland den syrischen Flüchtlingen mittels 

Resolution im Sicherheitsrat helfen und zugleich den Rest der Bevölkerung durch massive 

Sanktionsmaßnahmen erwürgen und verhungern lassen? Über welche Humanität sprechen wir 

eigentlich? 

Ich hoffe, dass jene Politiker, die maßgeblich am Boykott und an den Sanktionen gegen das Land 

Syrien beteiligt waren und sind zur Besinnung kommen und ihrer moralischen Verantwortung 

gerecht werden.  



Hier gäbe es die Chance, bei der nach 6 Monaten anstehenden Entscheidung für eine Verlängerung 

der Sanktionen dagegen zu votieren. 
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